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Begründung und Antrag 

Kosteneffiziente Verwendung von öffentlichen Geldern bei der beruflichen Integration von Asylsu-
chenden, später vorläufig Aufgenommenen und anerkannten Flüchtlingen 

Ausgangslage 

Asylsuchende, später vorläufig Aufgenommene und Flüchtlinge sind in der Regel zumindest in der 
Anfangsphase von Sozialhilfe abhängig. Ob, wann und wie nachhaltig die Ablösung von der Sozi-
alhilfe gelingt, hängt stark von den Massnahmen ab, welche zur Eingliederung erfolgen. 

Die Integration von anerkannten Flüchtlingen und vorläufig aufgenommenen Personen in die Ar-
beitswelt ist Voraussetzung für eine selbständige Lebensführung. 

Die Eingliederung erfolgt durch die Programme gemäss Sozialhilfegesetz1, aber auch die Regel-
strukturen: 

 Arbeitsvermittlung2,  

 Berufsberatung3,  

 Berufsvorbereitung4, 

 freiwillige Projekte für Menschen mit Migrationshintergrund insbesondere in den Gemein-
den, 

 allenfalls kommunale Bewerbungscoachings5   

 sowie betreffend Kindern und Jugendlichen die Schulen. 
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Es sind somit zahlreiche kantonale und kommunale Behörden in die Integration involviert. Deshalb 
sollen die Bundesgelder zur Förderung der beruflichen Integration von anerkannten Flüchtlingen 
und vorläufig aufgenommenen Personen gebündelt werden. 

Es wird empfohlen, das Integrationskonzept: «Integration von Flüchtlingen und vorläufig Aufge-
nommenen im Kanton Graubünden» als Orientierungspunkt zu verwenden. 

Der Regierungsrat wird aufgefordert, die gesetzlichen Grundlagen so anzupassen,  

1. dass je ein Case-Management über alle Integrationsmassnahmen und Regelstrukturen 
hinweg pro Person sichergestellt wird und die Zuständigkeit dem Kanton oder der Gemein-
de zugeordnet wird, 

2. dass die Aufgabenteilung zwischen Kanton und Gemeinde bei der Integration von Perso-
nen mit Migrationshintergrund so erfolgt, dass unabhängig von den übergeordneten bun-
desgesetzlichen Regelungen (Ausländergesetz, Berufsbildung, Arbeitsvermittlung) oder 
kantonaler Gesetzgebung (Berufsberatung, Berufsvorbereitung, Bildungsgesetz, Integrati-
onsgesetz) die Gemeinden für Begleitung und Coaching und der Kanton für die Verfügbar-
keit von professionellen Angeboten zuständig sind, 

3. dass das Prinzip „Fordern und Fördern“ in allen kantonalen Gesetzen durchgehend um-

gesetzt ist6 und so zur gelungenen Integration beiträgt 

4. dass Integrationsmassnahmen für Sozialhilfebeziehende nicht von ihrem asylrechtlichen 
Status abhängig sind, 

5. dass die Bildungschancen bzw. Berufseinstiegschancen pro Person nicht mehrfach abge-
klärt werden, sondern die verschiedenen Behörden die Abklärungen gegenseitig anerken-
nen. 

 

 

1https://www.baselland.ch/politik-und-behorden/direktionen/finanz-und-
kirchendirektion/sozialamt/sozialhilfe/internetplattform-eingliederungsmassnahmen 
2 §§10 und 11 Gesetz über die Arbeitsvermittlung und die Arbeitslosenversicherung (SGS 837) 
3 § 59 und 60 Verordnung für die Berufsbildung (SGS 681.11) 
4 § 59 Abs. 1 Bst. h Vo Berufsbildung 
5 Beispielsweise Münchenstein: https://www.baselland.ch/politik-und-behorden/direktionen/finanz-und-
kirchendirektion/sozialamt/sozialhilfe/internetplattform-eingliederungsmassnahmen/gesamtliste/gemeinde-
munchenstein-bewerbungscoaching 
6 Analog zur Meldepflicht an die Ausländerbehörde, welche in der Folge der «Hände-Schüttel-Debatte» einge-
führt wurde, soll die Meldepflicht auch für Organe der Berufsbildung und der Arbeitsvermittlung gelten. 
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